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Einleitung 

1. Das Thema als Gegenstand der Untersuchung 

Die Trägereigenschaft  des Staates für das Post- und Fernmeldewesen 
gewährt stets unter anderem auch die bequeme Möglichkeit, die Auf-
gaben und Ziele dieses Dienstleistungsbereiches maßgeblich staats-
interventionistisch zu beeinflussen. 

Das Post- und Fernmeldewesen ist staats- und verfassungsrechtlich 
zwar unmittelbare Bundesverwaltung. Seine Umschreibung in diesem 
Sinne ist jedoch einseitig staatsorganisatorischen Charakters im Hin-
blick auf den Verwaltungsaufbau und seine Gliederung im Bund - Län-
derverhältnis. Nicht zu Unrecht begannen vor allem in der Literatur 
über die Selbstdarstellung der Deutschen Bundespost in der Mitte der 
sechziger Jahre die Hinweise auf die umfassenden soziologischen Auf-
gaben und die Funktionen zur reibungslosen und gewährleisteten Ab-
wicklung aller das Leben eines Volkes berührenden und beeinflussen-
den Bereiche, wie ζ. B. der gewerblichen Wirtschaft,  des Handels und 
Verkehrs, von Kunst und Wissenschaft, deutlich zu werden. 

I n diesem Sinne w i rk t der Staat in jüngster Vergangenheit verstärkt 
auf die Zielplanungen seines größten Sondervermögens nicht nur unter 
spezifisch verwaltenden, sondern ζ. B. ebenso unter sozial-, bildungs-, 
renten-, wirtschafts- und konjunktur-, ku l tur- oder raumpolitischen 
Aspekten ein. Die starke, teilweise monopolisierte Stellung der Dienste 
des Post- und Fernmeldewesens, vor allem aber die ζ. T. existentielle 
Bedeutung für alle Schichten des Volkes, die Wirtschaft  und die übrige 
Verwaltung ermöglicht dies wie keine andere Institut ion des öffent-
lichen Lebens. Die Besonderheit liegt dabei darin, daß diese staats-
dirigistischen Eingriffe  relativ lautlos und wenig durchschaubar in die 
Variation der Benutzungsentgelte undifferenziert  als sog. „Gebühren" 
eingebettet werden. 

Die Situation, die insoweit durch den derzeitigen Stand von Wissen-
schaft und Rechtsprechung in der Diskussion um die Bemessung und 
den Anwendungsbereichen des Rechtsinstitutes Gebühr vorzufinden ist, 
läßt sich durch zwei Feststellungen umschreiben: 

1. Die Wissenschaft hat sich bislang erfolglos darum bemüht, eine an-
zuerkennende Interpretation von Gebührenabgaben bzw. der sie 
beherrschenden sog. Gebührengrundsätze zu liefern, die es gestat-

2 Feigenbutz 
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tet, auf alle anfallenden Probleme in der Bemessung und Anwen-
dung überprüfbare  Lösungen anzugeben. 

2. Die Rechtsprechung verwendet stets bestimmte Formeln, von denen 
sich aussageinformell  stets nachweisen läßt, daß diese weder hin-
reichend noch notwendige Bedingungen der jeweils getroffenen 
Entscheidungen sind. Dies soll besagen, daß bei Zugrundelegung der 
Formeln auch eine oder eine ganze Anzahl abweichender anderer 
Entscheidungen hätten getroffen  werden können, und daß die ge-
troffene  Entscheidung auch ohne Verwendung der Formeln hätte 
begründet werden können. 

In komplexen Gebührenstrukturen vermittelt die eingehende Ana-
lyse dieses Befundes dementsprechend ein Doppeltes: Einmal den Ein-
druck einer ungebundenen staatsinterventionistischen Phänomenologie 
— zum anderen das B i ld von Verlegenheitsräumen tolerierender Ohn-
macht. Bei diesem Stand der Situation erscheint es deshalb angezeigt, 
konsequent alle bislang aufgebauten Positionen und Thesen im Zu-
sammenhang mi t dem Thema kritisch zu überprüfen  und sie da zu ord-
nen, historisch abzubauen oder als nicht tragfähig zu charakterisieren, 
wo dies durch Hinweise aus der ,Verfassung 4 bzw. aus typisiert-dog-
matischer Notwendigkeit unabweisbar erscheint. Der hierzu vorge-
legte Versuch stößt dabei zunächst auf zwei Schwierigkeiten. Die erste 
besteht darin, daß es zum Tei l unumgänglich ist, ein bestimmtes Wissen 
um die angebliche ,Verwaltungs'praxis sowie die Gebührenbemessung 
zunächst problembildend aufzuzeigen. Die Darstellung und Zurüstung 
eines Minimums zugleich auch an betriebswirtschaftlichen  Einfluß-
momenten post- und fernmeldespezifischer  Prägung ist dabei unum-
gänglich. Die zweite ergibt sich daraus, das Motivcholorit der Verwal-
tungs- und Gebührenpraxis zumindest exemplarisch vorab zur Gebüh-
rendiskussion aufzubereiten. I n Anbetracht der äußerst sparsamen und 
oft fehlenden Darlegungen darüber in Geschäftsberichten der Deut-
schen Bundespost mußte sich ihre Feststellung oft auf nur allgemein 
gehaltene, sachlich unabweisbare Festlegungen beschränken. Die 
eigentliche Diskussion des Themas konnte deshalb erst nach der Schaf-
fung eines bestimmten faktischen Problembewußtseins beginnen, wie 
es für den unvorbereiteten Leser nicht ohne weiteres zugänglich und in 
späteren Zusammenhängen vielfach störend gewesen wäre. 

2. Hinweise zum Gang und 
zur Gesamtkonzeption der Untersuchungen 

a) Die Untersuchung nimmt folgenden Gang. Im ersten Abschnitt 
w i rd das Post- und Fernmeldewesen als Verwaltungsbereich zunächst 
begriffsmethodisch  nach Aufbau und Interventions-Methoden und -Zie-
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len, soweit sie für die Gebührenuntersuchung relevant sind, bis h in zu 
§ 4 in Form einer abschließenden Problemformulierung  vorgestellt. 
Von § 5 bis § 9 einschließlich w i rd der Gehalt des Begriffes  Post- und 
Fernmeldewesen als ,Verwaltungsbereich' erarbeitet. Das wichtigste 
Ergebnis dieses Abschnittes besteht in dem Nachweis, daß nicht alle 
ausgeübten Dienste und Teildienste materielle  Verwaltung sind. Da-
durch w i rd der Diskussionsrahmen für die Gebühr als systemtypisierte 
Anwendungsform geschaffen. 

Im zweiten Abschnitt werden die Bindungen des Verwaltungsbe-
reiches Post- und Fernmeldewesen ,an' das Rechtsinstitut Gebühr er-
örtert. Das Ziel dieser Erörterungen ist es, zu verdeutlichen, daß die 
Deutsche Bundespost keineswegs verfassungsfest  und schon gar nicht 
global über die Charakterisierung als Daseinsvorsorge bzw. als Trägerin 
des staatlichen ,Nachrichtenregals' insoweit als Gebührenbereich zu 
vindizieren ist. Gleiches w i rd in bezug auf Ar t . 80 Abs. 2 S. 1 GG nach-
gewiesen. Hierbei werden insbesondere in § 13 wieder die grundlegen-
den Diskussionsaspekte für den dritten Abschnitt i n bezug auf die Ab-
lieferungen des Post- und Fernmeldewesens an den Bund als Gebüh-
renelemente und die materielle Interdependenz von Ermächtigungs-
reichweite und Rechtsform in der Erhebung von Gebühren als system-
typisierte Handlungs- und Benutzungsform vorbereitet. Das wichtigste 
Ergebnis ist die Tatsache, daß das Post- und Fernmeldewesen keiner 
zwingenden, sondern jederzeit korrigierbaren Bindung ,an' das Rechts-
institut Gebühr unterliegt und die Definit ion als Verwaltungsbereich 
im ersten Abschnitt erschütterungsfrei  ist. 

Der dritte Abschnitt behandelt die Bindungen des Post- und Fern-
meldewesens in der Bemessung der Benutzungsentgelte durch die Ge-
bühren als spezielles Abgabeninstitut. Zentraler Untersuchungsgegen-
stand ist zunächst die Beantwortung der Frage nach der Zulässigkeit 
staatsdirigistischer Interventionen durch eine lenkende, insbesondere 
intern-ausgleichsfungible Gebühr. Die Diskussion der Schranken der 
lenkenden, insbesondere intern-ausgleichsfungiblen Gebühr bildet den 
weiteren Untersuchungsschwerpunkt zunächst aus der Sicht der angeb-
lich spezifischen Gebührengrundsätze und alsdann aus allgemein ver-
fassungs- und verwaltungsrechtlicher Sicht. Die entscheidenden Ergeb-
nisse des dritten Abschnittes sind der informell  total offene  Aus-
sagegehalt des Gebührenbegriffs  und sowohl die Untauglich- als auch 
Unverbindlichkeit der sog. Gebührengrundsätze zum Zwecke einer 
nachvollziehbaren  Gebührenbemessung im Post- und Fernmeldewesen. 

Im vierten Abschnitt w i rd der Versuch eines Neuansatzes in der 
Interpretation der Gebühren als system- und zweckrationales Abgaben-
element unternommen. Das wichtigste Ergebnis besteht in dem in § 30 
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